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Ordnungsgewalt 
Lösungsvorschlag 

 
- Lösung - 
 
Teil 1: 
 
Der Antrag des Landes hat Aussicht auf Erfolg, wenn er zulässig (A.) und be-
gründet (B.) ist. 
 
A. Zulässigkeit 
Der Antrag ist zulässig, wenn das Bundesverfassungsgericht zuständig ist und 
die im BVerfGG genannten besonderen Verfahrensvoraussetzungen erfüllt 
sind. 
 
I. Zuständigkeit des BVerfG 
In Betracht kommt ein Bund-Länder-Streit. Die Zuständigkeit hierfür ergibt sich 
aus Art. 93 I Nr. 3 GG iVm § 13 Nr. 7 BVerfGG. 
 
II. Beteiligte 
Antragssteller ist nach § 68 BVerfGG für das Land die Landesregierung. An-
tragsgegner ist demnach für den Bund die Bundesregierung. 
 
III. Antragsbefugnis  
Nach § 69 i.V.m. § 64 I BVerfGG muss der Antragssteller geltend machen 
können, in seinen ihm durch das Grundgesetz übertragenen Rechten verletzt 
zu sein. Für den Bürger sind dies die Grundrechte, für die Gemeinden Art. 28 
II, für die Länder gelten Art. 30, 70, 83 GG. Hier ist durch den Abschluss eines 
völkerrechtlichen Vertrages durch den Bund, der die Länder zum Einrichten 
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einer Sonderbehörde verpflichtet, jedenfalls nicht auszuschließen, dass das 
Land in seiner durch Art. 30 und 83 garantierten Funktion eingeschränkt wird. 
Demnach steht die Ausübung der staatlichen Befugnisse, insbesondere die 
Ausführung der Gesetze, grundsätzlich den Ländern zu. Art. 30, 83 GG be-
gründen zugunsten der Länder das Recht, eigenverantwortlich tätig zu wer-
den. Es erscheint möglich, dass durch den Bund in diese Rechte eingegriffen 
wurde. 
  
IV. Form und Frist 
Die Form- und Fristerfordernisse der §§ 69, 64 II, 70 BVerfGG müssten einge-
halten werden. Der Antrag wäre demnach zulässig. 
 
B. Begründetheit 
Der Antrag ist begründet, wenn Bundeskanzlerin Margit Gräfin von Eisen 
durch den Abschluss des Vertrages tatsächlich Rechte des Landes Branden-
burg verletzt hat. Dies ist der Fall, wenn der Bundeskanzlerin keine Kompe-
tenz zum Abschluss eines Vertrages zukommt, der Regelungsgegenstände 
des Gräbergesetzes erfasst. 
 
I. Formelle Rechtmäßigkeit 
Es ist fraglich, ob die Bundeskanzlerin zu Lasten der Länder Verträge ab-
schließen kann. 
 
1. Verbandskompetenz des Bundes 
Die Bundeskanzlerin ist Organ des Bundes. Nach Art. 30 GG ist die Ausübung 
staatlicher Befugnisse grundsätzlich eine Sache der Länder. Die Bundeskanz-
lerin konnte als Bundesorgan die Abrede mit dem russischen Präsidenten nur 
treffen, wenn das GG für diesen Fall eine Ausnahme zu Art. 30 vorsieht. Mög-
licherweise ergibt sich die Kompetenz zum Abschluss des Vertrages aus Art. 
32 GG. Entgegen Art. 30 GG liegt nämlich für den Abschluss eines Staatsver-
trages, der die politischen Beziehungen des Bundes betrifft oder sich auf Ge-
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht, die Verbandskompetenz beim 
Bund. 
 
a. Abgrenzung zwischen Staatsvertrag und Verwaltungsabkommen 
Dann müsste es sich vorliegend um einen Staatsvertrag handeln. Darunter 
versteht man ein völkerrechtliches Abkommen, bei dem es um wesentliche 
Fragen der ausländischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und an-
deren Staaten geht. Was bei völkerrechtlichen Abkommen „wesentlich“ ist, 
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lässt sich aus Art. 59 II 1 GG schließen, der die Beteiligung des Parlaments 
bei Fragen der politischen Beziehungen oder der Gesetzgebung verlangt. Das 
Gegenstück hierzu bildet das Verwaltungsabkommen, worunter man eine völ-
kerrechtliche Vereinbarung versteht, für deren Zustandekommen die Mitwir-
kung des nationalen Parlaments nicht erforderlich ist und die infolgedessen 
von den Gubernativorganen eigenständig abgeschlossen werden kann.1 Vor-
liegend geht es nicht um politische Beziehungen, denn dies meint Angelegen-
heiten, die die Existenz des Staates, seine territoriale Integrität, seine Unab-
hängigkeit, seine Stellung und sein maßgebliches Gewicht in der Staatenge-
meinschaft betreffen. Dazu gehören nicht allein, aber namentlich Verträge, die 
darauf gerichtet sind, die Machtstellung des Staates anderen Staaten gegen-
über zu behaupten, zu befestigen oder zu erweitern.2 Kriegsgräbern kommt 
eine solche grundsätzliche Bedeutung jedoch nicht zu. Möglicherweise hat die 
Materie aber ein solches Gewicht, dass sie der parlamentarischen Absiche-
rung bedarf und daher eine Frage der Gesetzgebung betrifft. Die von der Bun-
deskanzlerin Margit Gräfin von Eisen geplante Änderung ist nur auf der Grund-
lage eines Gesetzes möglich. Es kann dabei offen bleiben, ob ein Gesetz al-
lein schon dafür erforderlich ist, dass eine neue Behörde – eine Sonderord-
nungsbehörde für die Friedhofsverwaltung – gebildet werden soll. Die Behörde 
soll darüber hinaus nämlich ermächtigt sein, Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
zu erlassen. Ordnungsverfügungen greifen in Grundrechte ein und unterliegen 
deshalb dem Gesetzesvorbehalt. Grundrechte können ausweislich ihres Wort-
lauts nur durch oder aufgrund Gesetzes eingeschränkt werden. Die Vereinba-
rung der Kanzlerin bezieht sich somit auf einen Gesetzgebungsvertrag und 
damit auf einen Staatsvertrag und nicht auf ein Verwaltungsabkommen. 
 
b. Auslegung des Art. 32 GG 
Über die Auslegung des Art. 32 GG besteht Streit. Einerseits spricht Art. 32 I 
GG zwar davon, dass die Pflege der Beziehungen zu ausländischen Staaten 
Sache des Bundes sei. Andererseits relativiert Art. 32 III GG diesen Befund 
aber wieder. Danach ist die Frage nicht eindeutig geklärt, ob bei Staatsverträ-
gen, die Landesmaterien betreffen, stets die Länder zuständig sind, sie aber 
dabei verfahrensrechtlich auf eine Mitwirkung des Bundes angewiesen sind, 
oder ob Art. 32 III GG in Fortführung des Art. 32 I GG von einer grundsätzli-
chen Bundeskompetenz ausgeht, die aber nach Maßgabe des Art. 32 III GG 
zur Disposition des Bundes steht.3  

Nach Abs. 3 ist es den Ländern gestattet, Staatsverträge abzuschließen, wenn 
sie – wie im vorliegenden Fall – zur Einrichtung von Behörden und zur Schaf-
fung einer ordnungsbehördlichen Eingriffsermächtigung – über die Gesetzge-
bungskompetenz verfügen. Das GG knüpft dies zwar an die Zustimmung der 

                                                             
1 Maunz/ Dürig, Grundgesetz, 2010, zu Art. 59 Rn. 155. 
2 BVerfGE 90, 286, 359. 
3 Schweitzer, Staatsrecht III, Rn. 126. 
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Bundesregierung. Dies erscheint jedoch als bloße Verfahrensregelung und 
nicht etwa als die Befugnis zur Übertragung einer Kompetenz, die ohne diese 
Zustimmung beim Bund liegen würde. Denn es ist kaum vorstellbar, dass die 
Bundesregierung auf eine Verbandskompetenz des Bundes verzichten kann. 
Auch Art. 59 II 1 GG ist ein Indiz dafür, dass das GG von der föderalistischen 
Betrachtung ausgeht. Es erwähnt nur Gesetzgebungsmaterien des Bundes. 
Da es nicht denkbar ist, dass der Bundespräsident (Art. 59 I GG) bei Gesetz-
gebungsverträgen für die Länder aufgrund von Landesgesetzen oder ganz 
ohne Zustimmungsgesetz handelt, muss Art. 59 II 1 GG davon ausgehen, sol-
che Staatsverträge seien nicht Sache des Bundes, sondern der Länder. Sonst 
droht zudem eine Aushöhlung der Gesetzgebungskompetenz der Länder beim 
Abschluss von Verträgen.4 
 

Gegen diese Argumentation sprechen jedoch die staatsorganisationsrechtli-
chen Vorschriften, die in ihrer Zielrichtung so zu interpretieren sind, dass sie 
den staatlichen Strukturmerkmalen des Art. 20 I GG – Rechtsstaat, Demokra-
tie, Bundesstaat, Republik und Sozialstaat – optimal Rechnung tragen. Hier 
sticht das Bundesstaatsprinzip hervor: Der Bundesstaat ist wie der Zentral-
staat oder der Staatenbund eine Organisationsform von Staaten auf der Ver-
bandsebene. Im Gegensatz zu letzteren beiden haben in einem Bundesstaat 
sowohl Länder als auch der Bund Staatsqualität. Das versetzt den Bundes-
staat in die Lage, nach außen verbindlich einheitlich aufzutreten und im Innen-
verhältnis zum Schutze des Bürgers Gewalt auf Bund und Länder aufzuteilen. 
Auf diese Weise kommt es in der Bundesrepublik mehrfach zur Sicherung vor 
zentralistischer Gewalt: durch die vertikale Aufteilung der Staatsaufgaben auf 
Bund und Länder und durch die horizontale Gewaltenteilung zwischen der 
Verwaltung, der Gesetzgebung und der Rechtsprechung innerhalb des jeweili-
gen Staates. Konsequenz für den Kompetenzstreit ist, dass der Abschluss ei-
nes Staatsvertrages in Landesmaterien im Verhältnis nach außen beim Bund 
liegt. Um außenpolitisch handlungsfähig zu sein, muss die Bundesrepublik 
nach außen einheitlich handeln. Unbeschadet der innerstaatlichen Kompe-
tenzverteilung ist deshalb der Bund zuständig, Staatsverträge abzuschließen.5 
Damit lag die Abschlusskompetenz beim Bund. Art. 32 I GG gilt uneinge-
schränkt bei Staatsverträgen. 
 
2. Organkompetenz 
Der Bund als juristische Person handelt durch Organe. Beim Abschluss von 
Staatsverträgen wird der Bund durch den Bundespräsidenten vertreten. Dem 
steht nicht entgegen, dass konkret die Bundeskanzlerin tätig wurde. Tatsäch-
lich handelt es sich bei der Vereinbarung erst um die Paraphierung des Ver-
trages, nicht um den Vertragsschluss selbst. 
                                                             
4 Ebenda, Rn. 127. 
5 Ebenda, Rn. 114, 127. 
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3. Weitere formelle Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen 
Der Vertrag bedarf noch der Zustimmung des Parlament nach Art. 59 II 1 GG. 
Danach kann der Bundespräsident (Art. 59 I GG) den Vertrag ratifizieren. An-
haltspunkte zu Verfahrensfehlern oder bezüglich der Transformation in das 
nationale Recht bestehen nicht.6 
 
II. Materielle Rechtmäßigkeit 
Hinweise auf einen inhaltlichen Verstoß gegen nationales Verfassungsrecht 
bestehen nicht. 
 
III. Ergebnis 
Das Vorgehen der Bundeskanzlerin Margit Gräfin von Eisen war rechtmäßig. 
Ein Verstoß gegen Art. 30, 83 GG liegt nicht vor. Der Antrag ist somit zwar zu-
lässig, aber unbegründet und hätte demnach keine Aussicht auf Erfolg. 
 
Teil 2: Ausweitung von Europol 
 

Die Übertragung von Kompetenzen auf Europol ist verfassungsmäßig, wenn 
sie nicht gegen Vorschriften des Grundgesetzes verstößt.  
 
I. Formelle Verfassungsmäßigkeit 
Es handelt sich um ein Bundesgesetz, durch welches polizeiliche Aufgaben 
der Gefahrenabwehr auf die Union übertragen werden. 
 
1. Zuständigkeit 
Grundsätzlich liegt die Zuständigkeit für das Gefahrenabwehrrecht nach dem 
Grundgesetz bei den Ländern (Art. 30, 70 GG). Das betrifft auch die Schaffung 
von Rechtsgrundlagen für die Gefahrenabwehr durch die Polizei. Anders ist 
dies im Rahmen des Strafverfolgungsrecht, wo nach Art. 74 I Nr. 1 GG der 
Bund für die Polizei – allerdings als Strafverfolgungsbehörde – Regelungen 
treffen kann. Wird in Angelegenheiten ein Staatsvertrag abgeschlossen, für die 
die Länder zuständig sind, so wie im vorliegen Fall, ist vorrangig Art. 32 GG 
als Kompetenznorm heranzuziehen. Über die Auslegung besteht Streit.7 Die 

                                                             
6 Auf das Lindauer Abkommen war somit nicht einzugehen, da es nicht um die Transformation in nati-
onales Recht ging, sondern lediglich um die Frage der Abschlusskompetenz. 
7 vgl. oben Teil 1 Abschnitt B. 2. a. 
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Frage nach der Auslegung des Art. 32 GG kann hier jedoch offen bleiben. Für 
den Bereich der Übertragung von Hoheitsgewalt auf die EU gilt vorrangig Art. 
23 GG als lex specialis. Art. 23 GG kann eine solche Kompetenzzuweisung für 
den Bund entnommen werden, wenn es um verbindliche Erklärungen im Ver-
hältnis zur EU geht. Dies folgt aus dem Wortlaut, wonach bei jeder Kompe-
tenzübertragung ein Gesetz des Bundestages notwendig ist. Entgegen der 
systematischen Stellung gilt dies nicht nur, wenn es um Angelegenheiten der 
Union geht. Die nachfolgenden Absätze zeigen, dass der Bund im Verhältnis 
zur EU auch zuständig ist, wenn es sich innerstaatlich um eine Materie han-
delt, die ausschließlich den Ländern zusteht. Allerdings hat sich der Bund mit 
den Ländern frühzeitig abzustimmen, was jedoch eine Verfahrensfrage dar-
stellt. Es ist somit festzuhalten, dass eine Verletzung des Landes Brandenburg 
in seinem Recht auf Gesetzgebung und eigenverantwortliche Regelung dieser 
Ländermaterie aus Art. 30, 70 GG nicht vorliegt. 
 
2. Verfahren 
 
a. Verfahrensfehler durch fehlende dritte Lesung 
Das Gesetzgebungsverfahren könnte zu beanstanden sein, wenn das Fehlen 
der dritten Lesung im Bundestag zur formellen Verfassungswidrigkeit des Ge-
setzes führt. Konkret wurden nur zwei Lesungen durchgeführt. § 78 I GOBT 
sieht jedoch jeweils für Gesetzgebungsverfahren im Bundestag grundsätzlich 
drei „Beratungen“ und danach die Schlussabstimmung vor (§ 86 GOBT). Die 
GOBT bindet die Mitglieder des Bundestages. Sie ist die Satzung des Bundes-
tages.8 Jedoch führt ein Verstoß gegen ihre Vorschriften nicht zur Unwirksam-
keit des Gesetzes.9 Selbst wenn man dies für schwerwiegende Verstöße an-
nimmt, so liegt ein solcher hier nicht vor. Die von der GOBT vorgeschriebene 
Durchführung mehrerer Lesungen vor der Schlussabstimmung dient der ver-
fahrensökonomischen Bewältigung von Gesetzesvorhaben. Der Inhalt des 
Gesetzes war durch den Ratsbeschluss zudem bereits vorbestimmt. Dass die 
dritte Lesung ausgefallen ist, führt somit nicht zur formellen Verfassungswid-
rigkeit. 
 
b. Verfahrensfehler durch fehlende Zweidrittelmehrheit 
Der Bundestag hat das Gesetz mit einfacher Mehrheit (Art. 42 II GG) verab-
schiedet, der Bundesrat hat nach einer Stellungnahme zudem die nach Art. 23 
I GG erforderliche Zustimmung erteilt. Es lagen somit auch die Verfahrensvo-
raussetzungen von Art. 23 IV und V GG vor. Das Gesetzgebungsverfahren 
wäre aber zu beanstanden, wenn die Regeln über die verfassungsändernden 

                                                             
8 BVerfGE 1, 144, 148. 
9 Jarass/Pieroth, GG Kommentar, Art. 40 Rn. 7, 9. 
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Gesetze zu beachten wären. Es wäre dann eine Zweidrittelmehrheit in Bun-
destag und Bundesrat von Nöten gewesen. Die Anwesenheit von 80 Abgeord-
neten wäre unzureichend, da es auf alle Mitglieder und nicht die lediglich an-
wesenden Mitglieder des Bundestages ankommt (Art. 79 II GG).  
 

Eine Zweidrittelmehrheit könnte erforderlich gewesen sein, wenn Hoheits-
rechtsübertragungen nach Art. 23 II S. 2 GG stets auch als Rechtsakte im 
Sinne des Art. 23 I S. 3 GG zu begreifen sind. Nach Satz 2 kann der Bund zur 
Verwirklichung eines vereinten Europas durch Gesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Nach Satz 3 gilt für die Begründung 
der Europäischen Union sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen 
und vergleichbare Regelungen, durch die dieses Grundgesetz seinem Inhalt 
nach geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzungen 
ermöglicht werden, Artikel 79 II GG. Dies hätte zur Folge, dass Hoheitsrechts-
übertragungen auf die EU generell nur noch mit Zweidrittelmehrheit von Bun-
destag und Bundesrat statthaft wären.10 Dagegen spricht jedoch, dass Art. 23 I 
S. 2 GG mit seiner gesonderten Ermächtigung zur entsprechenden Übertra-
gung von Hoheitsrechten im Grunde überflüssig wäre, wenn es sich in jedem 
Fall zugleich um eine Materie mit verfassungsrechtlicher Bedeutung handeln 
würde.11 Die Tatbestände von Art. 23 I S. 2 und S. 3 GG stehen nebeneinan-
der, regeln also unterschiedliche Sachverhalte.12 Somit sind auch Übertragun-
gen mit einfacher Mehrheit möglich.13 

Eine Zweidrittelmehrheit wäre aber auch bei separater Betrachtung des Art. 23 
I S. 3 GG bei „Begründung“ der EU, einer „Änderung ihrer vertraglichen 
Grundlagen“ und bei „vergleichbaren Regelungen“ notwendig. Es ist dabei 
zwischen Hoheitsrechtsübertragungen mit der materiellen Qualität von Verfas-
sungsänderungen und solchen ohne derartige Qualität zu unterscheiden. Art. 
23 I S. 3 GG fragt also stets nach dem materiell-rechtlichen Gehalt der jeweili-
gen Hoheitsrechtsübertragung.14 Die „Begründung“ eines neuen völkerrechtli-
chen Vertrages liegt hier nicht vor. Konkret kommen somit nur die Tatbe-
standsmerkmale der „Änderung der vertraglichen Grundlagen“ und der „ver-
gleichbaren Regelungen“ in Betracht. Eine „Änderung der vertraglichen Grund-
lagen“ bedarf jedoch dann keiner Zweidrittelmehrheit, wenn vertragsimmanen-
te Hoheitsrechtsübertragungen vorliegen, zu denen bereits das geltende Ver-
tragsrecht ermächtigt, die inhaltlich keine neue Verfassungsänderung auslö-
sen. Hierzu ist auf das Kriterium der Vorhersehbarkeit abzustellen. Soweit Ho-
heitsübertragungen bereits in tatbestandlicher Vorhersehbarkeit von dem be-
stehenden Vertragswerk bzw. seinen Ermächtigungen umfasst werden, wenn 
es sich also in diesem Sinne bereit um vertragsausfüllende oder vertragsim-

                                                             
10 Wilhelm, BayVBl. 92, 705, 707; Sachs, GG Kommentar, Art. 23 Rn. 65 f. 
11 Maunz/Dürig, GG Kommentar, Art. 23 Rn. 118. 
12 Scholz, NVwZ 93, 821. 
13 Maunz/Dürig, GG Kommentar, Art. 23 Rn. 118. 
14 Ebenda. 
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manente Hoheitsrechtsübertragungen handelt, dann gilt eine schlichte Ho-
heitsübertragung kraft einfachen Gesetzes.15  

Die derzeitige Version des Art. 87 I AEUV zeigt, dass Europol eine herausge-
hobene Stellung bei der polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedsstaaten innehat. Der Wortlaut („Die Union entwickelt…“) lässt darauf 
schließen, dass es nicht zwangsweise bei der derzeitigen Kompetenzvertei-
lung bleibt, sondern mit dem Vertrag von Lissabon eine immer enger werden-
de Kooperation als Ziel definiert wurde. Die Übertragung von Kompetenzen 
auf eine europäische Polizeibehörde ist die Folge der Umsetzung dieses Ziels. 
Man kann somit die Ansicht vertreten, die Änderung des AEUV führe zu einer 
vertragsausfüllenden Hoheitsrechtsübertragung, also einer Übertragung, die 
der Vertrag von Lissabon bereits vorgesehen hat. Eine Zweidrittelmehrheit wä-
re somit entbehrlich gewesen. 

Hiergegen spricht jedoch, dass die Ordnung des Grundgesetzes erheblich be-
rührt wird, wenn aus einer dezentralen Polizei auf nationaler Ebene eine euro-
päisch zentralisierte Polizei entsteht. Die Übertragung von Polizeiaufgaben auf 
die Union ist eine Einschränkung der durch Art. 30, 70 GG garantierten Eigen-
staatlichkeit der Bundesländer. Die grundgesetzliche Kompetenzordnung wird 
somit angetastet. Zwar ist diese nur für grenzüberschreitende Sachverhalte 
zuständig. Jedoch relativiert Art. 88 III AEUV den Wortlaut des Art. 87 I AEUV, 
indem Zwangsmaßnahmen ausschließlich Sache der Mitgliedsstaaten bleiben 
und ein Tätigwerden generell nur in Absprache mit den nationalen Behörden 
gestattet ist. Zwar wohnt Art. 87 I AEUV das Ziel der immer engeren Koopera-
tion inne. Damit wird jedoch keine verfassungsimmanente Hoheitsrechtsüber-
tragung impliziert.16 Eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag war somit erforder-
lich. 80 anwesende Abgeordnete stellen keine Zweidrittelmehrheit dar. Das 
Gesetz ist formell verfassungswidrig.  
 
Alternativer Lösungsweg:  
Geht man davon aus, dass Art. 23 I S. 3 GG keine Zweidrittelmehrheit erfor-
dert, so stellt sich die Frage, ob die vermeintlich geringe Anzahl von 80 Abge-
ordneten auch ausreichend ist für eine einfache Mehrheit. Grundsätzlich gilt 
Art. 42 II S. 1 GG, wonach zu einem Beschluss des Bundestages die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erforderlich ist. Über die Anzahl der Abgeordneten, 
die bei der Schlussabstimmung anwesend sein müssen, trifft das GG keine 
Aussage. Allerdings bestimmt § 45 I GOBT, dass der Bundestag nur be-
schlussfähig ist, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder im Sitzungssaal 
anwesend ist. Andererseits wurde die Beschlussunfähigkeit auch nicht aus-
drücklich nach § 45 II GOBT festgestellt. Selbst wenn man eine Abweichung 
von § 45 I GOBT annimmt, so stellt ein Verstoß gegen die GOBT kein Hinder-

                                                             
15 Ebenda, Rn. 119. 
16 Andere Ansicht vertretbar. 
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nis für die Wirksamkeit des Gesetzes dar17. Zudem ist zu berücksichtigen, 
dass die Meinungs- und Willensbildung der Abgeordneten sich regelmäßig 
durch ihre Tätigkeit in den Ausschüssen äußert, die der Schlussabstimmung 
im Parlament vorgeschaltet ist. Eine geringe Anzahl bei der Schlussabstim-
mung sagt somit nichts über eine etwaige Aushöhlung der Funktion des Bun-
destages aus. 80 Abgeordnete waren somit berechtigt, in einfacher Mehrheit 
das Änderungsgesetz zu beschließen. Das Gesetz ist formell verfassungsge-
mäß.   
 
II. Materielle Verfassungsgemäßheit  
Inhaltlich könnten Verstöße gegen materielle Aussagen des GG vorliegen. 
 
1. Vereinbarkeit mit dem Demokratieprinzip? 
Nach Art. 20 II 1 GG ist die Herrschaft des Volkes sicherzustellen (vermittelt 
über das Parlament, Art. 20 II 2 GG). Die Kompetenzübertragung führt zu ei-
nem Verlust der Rückkopplung zwischen staatlichen Aufgaben und demokrati-
schem Souverän, so dass ein Widerspruch zu Art. 20 II 1 GG entstünde. De-
mokratie verlangt sachliche und personelle Legitimation sowie Herrschaft auf 
Zeit. Dies ist bei allen innerstaatlichen Hoheitsträgern sichergestellt. Jederzeit 
soll das Volk über das Parlament Hoheitsgewalt entziehen und neu zuordnen 
können. Dieser Rückkopplung bedarf es, damit der Herrschaftsanspruch des 
Volkes sichergestellt ist. In der EU geht der Zugriff des Volkes auf die Hoheits-
träger teilweise verloren. Ist die Hoheitsgewalt über das Parlament auf die 
Union und ihre Organe übertragen, ist die Rückkopplung nicht mit der auf nati-
onaler Ebene vergleichbar. Das gilt zumindest solange, als sich die Bundesre-
publik an der EU beteiligt. Eine staatsanaloge Ausgestaltung ist jedoch solan-
ge entbehrlich, wie die europäische Zuständigkeitsordnung nach dem Prinzip 
der begrenzten Einzelermächtigung in kooperativ ausgestalteten Entschei-
dungsverfahren und unter Wahrung hinreichender staatlicher Integrationsver-
antwortung besteht.18 Die demokratische Legitimation in der Union wurde 
durch den Vertrag von Lissabon dadurch erhöht, dass die Befugnisse des Eu-
ropäischen Parlaments als unmittelbare Vertretung der Unionsbürger weiter 
ausgebaut wurden. Das EP kann dabei als unmittelbar von den Unionsbürgern 
gewähltes Vertretungsorgan der Völker der Mitgliedstaaten auf supranationa-
ler Ebene verstanden werden und muss insoweit nicht ein europäisches Volk 
als Ganzes repräsentieren.19 Es ist eine eigenständige, allerdings neben der 
staatlichen eine lediglich ergänzende Quelle für demokratische Legitimation20 
                                                             
17 Jarass/Pieroth, Art. 40 Rn. 7, 9. 
18 BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2/08 u.a., Rn. 272 (Lissabon) 
19 Vor dem Vertrag von Lissabon (also dem aus EUV und AEUV zusammengesetzten Ver-
tragswerk zur Europäischen Union) half der Hinweis auf das europäische Parlament nicht 
weiter. Die Entscheidungsbefugnis lag vielmehr beim Rat. 
20 BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2/08 u.a., Rn. 271 f. (Lissabon); vgl. BVerfGE 89, 155 , 184 f. (Maastricht). 
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Zudem ist das GG auf die europäische Integration angelegt (Art. 23 I 1 GG). 
Diesen Verfassungsauftrag gibt auch die Präambel des GG vor. Die europäi-
sche Integration ist aber zwingend mit einem Verlust der Hoheitsgewalt der 
nationalen Staaten verbunden.  

Es besteht damit innerhalb der Verfassung ein Widerspruch zwischen zwei 
gleichwertigen Grundsätzen. Dies zwingt dazu, eine Konkordanz zwischen 
den widerstreitenden Interessen herzustellen. Das bedeutet, dass Hoheitsge-
walt nur in kleinen Schritten im Wege der begrenzten Einzelermächtigung ab-
getreten werden kann.21 In seinem Lissabonurteil hat das Bundesverfas-
sungsgericht festgestellt, dass der Forderung nach einer hinreichenden Wahr-
nehmung der Integrationsverantwortung dennoch weiterhin Themen entge-
genstehen, die spezifisch vom national und kulturell geprägten Diskurs leben, 
somit nur auf mitgliedstaatlicher Ebene zu regeln sind und die Möglichkeit der 
Übertragung der entsprechenden Gesetzgebungskompetenzen deshalb be-
grenzt ist. Darunter können zum einen Sachbereiche gefasst werden, welche 
den von den Grundrechten geschützten privaten Raum der Eigenverantwor-
tung und der persönlichen und sozialen Sicherheit der Bürger prägen. Zum 
anderen können solche politische Entscheidungen darunter gefasst werden, 
die in besonderer Weise auf kulturelle, historische und sprachliche Vorver-
ständnisse angewiesen sind. Zu diesen wesentlichen Bereichen rechnet das 
Bundesverfassungsgericht die demokratische Gestaltung der Staatsbürger-
schaft, Einnahmen und Ausgaben sowie intensive Grundrechtseingriffe, wie 
der Freiheitsentzug in der Strafrechtspflege, aber auch kulturelle Fragen und 
zuletzt das zivile und militärische Gewaltmonopol, also die Gefahrenabwehr 
durch die Polizei.22 Im Bezug auf das Strafrecht hat das Bundesverfassungs-
gericht festgestellt, dass eine Übertragung von Hoheitsrechten an die EU je-
denfalls insoweit zulässig sein muss, als sie speziell auf grenzüberschreitende 
Sachverhalte abzielt. Allerdings muss eine solche Angleichung restriktiv ge-
handhabt werden und den Mitgliedstaaten grundsätzlich substantielle Hand-
lungsfreiräume belassen. Außerdem betont das Gericht in seinem Lissabon-
Urteil immer wieder die Notwendigkeit, dass der deutsche Gesetzgeber vor-
hersehen können muss, welche Entscheidungen seine Folge auf europäischer 
Ebene haben.23 Aus all dem folgt, dass die Verfassungsmäßigkeit einer sol-
chen Übertragung an das Erfordernis einer engen Auslegung der Kompetenz-
grundlagen geknüpft sein muss.24 Dieser Gedanke lässt sich übertragen auf 
die Gefahrenabwehr.  

Das Demokratieprinzip ist also dann verletzt, wenn es zur Übertragung ganzer 
Aufgabenfelder in dem Bereich des Strafrechts käme. Welche Befugnisse die 
EU hat und bekommt, muss abschließend durch die nationalen Parlamente 

                                                             
21 Dieses Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung ist normiert in Art. 5 EUV. Es bedeutet, dass die EU ausschließlich in den Bereichen tätig werden kann, 

in denen sie vorher durch die Mitgliedsstaaten eine entsprechende Ermächtigung erteilt bekommen hat.  

22 BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2/08 u.a., Rn. 249 ff. (Lissabon). 

23 BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2/08 u.a., Rn. 251, 311, 318, 322, 415 (z.T. spezifisch bezogen auf die Brückenklauseln). (Lissabon).  

24 BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, 2 BvE 2/08 u.a., Rn. 362 f. (Lissabon). 
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bestimmt werden.25 Dieses Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung ist hier 
nicht gewahrt, da eine Aufgabe übertragen wird, bei der Kompetenz und Be-
fugnis die gleiche Weite aufweisen und die Organe der EU sich selbst Ein-
griffsermächtigungen schaffen können. Welche Befugnisse von Europol im 
Einzelnen durch die Länder wahrgenommen werden können, ist nicht vorher-
sehbar. Damit geht die Entäußerung von Hoheitsgewalt zu weit. Das Demo-
kratieprinzip ist verletzt. 
 
2. Vereinbarkeit mit dem Bundesstaatsprinzip 
Zwar ist das Land nicht in seinem Recht aus Art. 30, 70 GG verletzt. Dennoch 
kann die Frage nach der Vereinbarkeit mit dem Bundesstaatsprinzip keinen 
anderen Wertungen unterliegen. Zwar ist es im Interesse der europäischen 
Integration, dass der Bund in bestimmten Bereichen einzelne Aufgaben, die 
nach der innerstaatlichen Ordnung beim Bund oder beim Land liegen, an die 
Union überträgt. Geht es aber um ganze Kompetenzfelder, wird die Eigen-
staatlichkeit der Länder in Frage gestellt. Insbesondere bei einer zu weiten Ab-
tretung in einem Bereich, der typische Ländermaterien betrifft. Der Grundsatz 
der begrenzten Einzelermächtigung findet seine Rechtfertigung somit auch im 
Bundesstaatsprinzip. 
 
III. Ergebnis 
Die Kompetenzübertragung auf Europol ist damit nicht verfassungsgemäß. Sie 
verstößt gegen das Demokratieprinzip und das Bundesstaatsprinzip. 
 
Fragen und Anregungen zur Lösung? info@hauptstadtfaelle.de 

                                                             
25 Vgl. BVerfGE 89, 155, 185 ff. (Maastricht). 


